
 

Resolution zur Wirtschaft im Rhein-Kreis Neuss 
 
Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss beschließt folgende Resolution an die Bun-
desregierung und die Landesregierung Nordrhein-Westfalen: 
 
I. 
Die Wirtschaft im Rhein-Kreis Neuss ist stark von mittelständischen, aber im Wesentlichen 
auch von energieerzeugenden und energieintensiven Unternehmen geprägt. Energiepolitik 
wird von den geographischen Bedingungen bestimmt. Für die Nutzung der Wasserkraft 
braucht man Berge, für die Nutzung der Erneuerbaren Energien braucht man Wind und Sonne 
und für die Nutzung der Braun- und Steinkohle braucht man die entsprechenden Vorkommen. 
 
Nordrhein-Westfalen hat diese Vorkommen. Braun- und Steinkohle haben dafür gesorgt, dass 
Energie hier immer preisgünstig verfügbar war. In der Folge haben sich hier Industrien ange-
siedelt, die in besonderem Ausmaß auf günstige Energie angewiesen sind. Deshalb ist das 
Ruhrgebiet ein Schwerpunkt der Montanindustrie und die Rheinschiene ein Schwerpunkt der 
chemischen Industrie und Aluverhüttung.  
 
Diese Zusammenhänge sind für die Region noch heute bestimmend. Der Rhein-Kreis Neuss ist 
industriell stark durch die Energiewirtschaft (Braunkohlentagebau und Kraftwerkspark) sowie 
durch energieintensive Unternehmen, z. B. aus der Aluminium-, Chemie- und Lebensmittelin-
dustrie, geprägt. Deshalb sind unsere Wirtschaft, unsere Arbeitsplätze und damit unser Wohl-
stand stärker als irgendwo sonst in Deutschland von einer sicheren und preisgünstigen Ener-
gieversorgung abhängig.  
 
II. 
Die energiepolitischen Rahmenbedingungen sind durch immer häufigere und in immer kürze-
ren Abständen erfolgende politische Eingriffe auf Bundes- und Landesebene einem unaufhör-
lichen Wandel unterworfen. Da die im Sommer beschlossenen Veränderungen bei der Förde-
rung der Erneuerbaren Energien den grundsätzlichen Finanzierungsmechanismus nur unwe-
sentlich verändert haben, ist zukünftig wieder mit Strompreisanstiegen für die Verbraucher 
und deshalb einer erneuten Novellierung zu rechnen. Zugleich werden aufgrund des durch die 
Regenerativen Energien verursachten Preisverfalls an der Strombörse immer mehr fossile 
Kraftwerke zur Stilllegung angemeldet, weil sie nicht mehr wirtschaftlich betrieben werden 
können. Sie sind aber dringend notwendig, um die Versorgungssicherheit aufrecht zu erhalten, 
wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht bläst. Als ob aufgrund dieser Unsicherheiten 
das Investitionsklima nicht ohnehin genug belastet wäre, lassen Bundes- und Landesregierung 
nichts unversucht, mit der Braunkohle den einzigen subventionsfreien heimischen Energieträ-
ger, der uns in nennenswerten Umfang sicher zu Verfügung steht, durch immer weitere Be-
lastungen in seiner Wirtschaftlichkeit zu beeinträchtigen. 
 
Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss stellt fest, dass er die Braunkohle als fossilen Brennstoff-
träger trotz des weiteren Ausbaus der regenerativen Energien noch über Jahrzehnte hinweg 
als wichtigen und unverzichtbaren Bestandteil der nationalen Energieversorgung erachtet. 
 
Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss fordert 
 

 sowohl die Bundes- wie auch die Landesregierung auf, die Verunsicherung der Energie-
wirtschaft und der energieintensiven Unternehmen zu beenden und klarzustellen, dass 
auch über 2030 hinaus die Braunkohleverstromung im Rheinischen Revier ein Eckpfeiler 
im Energiemix der nationalen Energieversorgung sein wird, 

 in diesem Zusammenhang die Landesregierung auf, das Verfahren zur Leitentscheidung 
ohne Vorfestlegung zum reduzierten Umfang der Braunkohlegewinnung für Garzweiler II 
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ergebnisoffen zu betreiben, um die Braunkohle nicht nur zur Verstromung, sondern auch 
als Rohstoff für die Weiterverarbeitung, weiterhin zur Verfügung stellen zu können, 

 die Bundes- und Landesregierung auf, die entsprechenden Voraussetzungen für den Erhalt 
und den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur (Wasser, Straße, Schiene) zu schaffen, da dies 
eine entscheidende Voraussetzung für das Gelingen des Strukturwandels im rheinischen 
Braunkohlenrevier und die Zukunft des hiesigen Wirtschaftsstandortes ist, 

 eine weitere Erhöhung der Energiekosten, etwa durch EEG-Umlagen für energieintensive 
Unternehmen z.B. der Chemie-, Aluminium- und Lebensmittelindustrie oder aufgrund der 
für 2017 anstehenden Revision des Eigenstromprivilegs für Bestandsanlagen, im Interesse 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit für die Zukunft auszuschließen, 

 einen Verzicht auf zusätzliche CO2-Sparvorgaben für die Kraftwirtschaft etwa im Rahmen 
des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 des Bundesumweltministeriums, weil dies vor 
dem Hintergrund des Emissionshandels klimapolitisch unsinnig ist und die nordrhein-west-
fälische Stromwirtschaft und Industrie einseitig belasten würde, 

 endlich einen energiepolitischen Gesamtrahmen aus einem Guss und von längerer Gültig-
keit zu schaffen und von der Politik der fortwährenden Eingriffe und des laufenden Nach-
steuerns Abstand zu nehmen, um die Verunsicherung aller Akteure zu beenden. 

 
III.  
Für die gesamte Region ist die Gewinnung und Verstromung von Braunkohle ein elementarer 
Bestandteil der Wirtschaftskraft. Ein frühzeitiger Ausstieg aus der Braunkohle würde zu mas-
siven Einschnitten und zu einer zunehmenden Gefährdung des Wirtschaftsstandortes Nord-
rhein-Westfalens führen. Rund 35 000 Arbeitsplätze hängen in der Region direkt oder indirekt 
von der Braunkohle ab. Energieintensive Unternehmen (u. a. die Aluminiumindustrie) haben 
sich ebenso in der Region angesiedelt, wie die chemische Industrie und die Lebensmittelin-
dustrie, die ebenfalls auf die Braunkohle angewiesen sind. Allein im Rhein-Kreis Neuss sind 
rund 5 000 Arbeitnehmer in der Aluminium- und 7 000 in der Chemieindustrie beschäftigt. 
 
Auch die Landesregierung hat sich in ihrem Koalitionsvertrag 2012-2017 darauf verständigt, 
dass NRW ein guter Standort für energieintensive Industrien mit den darauf aufbauenden 
Wertschöpfungsketten bleiben soll, da diese eine entscheidende Voraussetzung für Innovation 
sind. Die Gewinnung und Nutzung der Braunkohle in der erforderlichen Menge ist hierfür die 
Grundlage. 
 
Die fossilen Energieträger werden auf absehbare Zeit weiterhin ein wichtiger Bestandteil der 
Energieversorgung sein. In der hiesigen Braunkohlenregion wurden von den ansässigen Un-
ternehmen daher erhebliche Investitionen zur Modernisierung des Kraftwerksparks und somit 
dem Erhalt der Wirtschaftskraft in einer der dynamischsten Regionen Nordrhein-Westfalens 
getroffen.  
 
Menschen, Unternehmen und Kommunen im Rhein-Kreis Neuss und der gesamten Braunkoh-
leregion benötigen Planungssicherheit und eine gradlinige Politik um die Perspektive für den 
Lebens- und Wirtschaftsstandort zu erhalten. Wenn bereits getroffene Entscheidungen seitens 
der Landespolitik erneut in Frage gestellt werden führt dies zu einer großen Verunsicherung in 
der Bevölkerung und bei den betroffenen Unternehmen. Auch auf kommunaler Ebene ist diese 
Verfahrensweise einer geordneten Wirtschafts- und Finanzpolitik abträglich. 
 
Am 30.10.2014 fand in Jülich die Auftaktveranstaltung der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalens zur Erarbeitung der neuen Leitentscheidung zum Braunkohlentagebau Garzweiler 
II statt. In einem ersten Schritt beabsichtigt die Landesregierung eine Metastudie auf Grund-
lage der bisher vorliegenden Studien zur künftigen Entwicklung der Energieversorgung in 
Deutschland zu erarbeiten. 
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Schwerpunkte der Metastudie werden die Auswirkungen auf das Bundesland Nordrhein-West-
falen und der Betrachtungsraum nach 2030 bilden. Der Entwurf einer neuen Leitentscheidung 
soll im Frühjahr 2015 vorgelegt werden. Nach Beteiligung der Öffentlichkeit ist die Beschluss-
fassung über eine neue Leitentscheidung für Herbst 2015 vorgesehen. 
 
Für das weitere Verfahren wurde durch die Landesregierung eine objektive und ergebnisoffene 
Prüfung der energiepolitischen Grundlagen für das Braunkohlenrevier zugesichert. Gleichzeitig 
hat die Landesregierung als Hauptziel jedoch bereits verkündet, auf die Umsiedlungen der 
Ortslagen Holzweiler, Dackweiler und Hauerhof (Stadt Erkelenz) zu verzichten.  
 
Aus Sicht des Rhein-Kreises Neuss nimmt die Landesregierung mit diesen Aussagen das Er-
gebnis der Prüfung vorweg und widerspricht den eigenen Aussagen, das Konzept vorbehaltlos 
zu erarbeiten. Der Kreistag des Rhein-Kreises Neuss weist ausdrücklich darauf hin, dass der 
Braunkohle auch in Zeiten des Energiewandels eine große Bedeutung als Brückentechnologie 
und zugleich sicherer, verfügbarer und grundlastfähiger Energieträger zukommt.  
 
Die neue Leitentscheidung darf keine negativen Entwicklungen für das hiesige Braunkohlenre-
vier und den Wirtschafts- und Industriestandort NRW hervorrufen. Stattdessen sollte der an-
stehende Strukturwandel in der Rheinischen Braunkohlenregion langfristig und angemessen 
durch eine zielgerichtete Strukturförderung begleitet und unterstützt werden. Dies gilt insbe-
sondere für die Flächenpolitik des Landes und die Verkehrsinfrastruktur. Die aktuellen Meldun-
gen über Sperrungen verkehrstechnisch bedeutsamer Brücken in unserer Region und die zu-
nehmende Verkehrsbelastung unseres überregionalen Straßennetzes zeigen hier akuten Hand-
lungsbedarf auf. 
 
Beim Bund wird wie etwa beim Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 die Diskussion über die 
Stilllegung von Kohlekraftwerken ständig neu aufgenommen. Gleichzeitig wird der Anstieg der 
EEG-Umlage nur unzureichend abgeschwächt. Das führt zur Verunsicherung von Industrie und 
Beschäftigten. Diese unnötige Verunsicherung muss endlich beendet werden. 
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